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Vorwort 

Glücklich, wer noch hoffen kann, aus diesem Meer des Irrtums aufzutau-
chen, erklärt der an seinem intellektuellen Dasein verzweifelnde Faust sei-
nem Famulus Wagner. Selbst Gelehrter, doch der Wissenschaft voller Skep-
sis, der Sprache und den Worten voller Mißtrauen gegenübertretend, ne-
giert Faust den Erkenntnisfortschritt. Die Erforschung des Zeitgeistes sieht 
er als bloße Selbstbespiegelung, allenfalls für pragmatische Maximen gut, 
die den Bezug zum wirklichen Leben verfehlt haben. Die im Bild des die-
nenden Assistenten verkörperte Wissenschaft mag sich der Enge des eige-
nen Gesichtsfeldes und der Endlichkeit des Forschens, das oft auf halbem 
Wege ein Ende findet, bewußt sein, dennoch ist es nicht das sich ohne Maß 
entfaltende Erkennenwollen, sondern die ihrer Bedingtheit verpflichtete 
Wissensaneignung, die dem Erkenntnisfortschritt, fernab selbstenthebender 
Maßlosigkeit, Ziel gibt. Weniger Grenzüberschreitung als Grenzprozeß zwi-
schen individuellem Drang und kommunikativer Bindung an den interakti-
ven Diskurs, entwickelt sich Wissenschaft immer noch in der Enge be-
schränkter Räume, doch im Dialog Weite gewinnend, verläßt sie den Zirkel 
etablierter Gedankenfabriken, solange nicht findige Meister den Geist dres-
sieren und die Vernunft einschnüren. In diesem Sinne ist diese Arbeit viel-
fältigen Anregungen, wohlmeinender Begleitung und kritischem Zuspruch 
verpflichtet. 

Peter Steinbach und Jürgen Kocka sei an dieser Stelle für ihre helfen-
den Kommentare und ihren freundlichen Rat ebenso gedankt wie Karl 
Heinrich Kaufhold und Ilja Mieck, die daneben diese Arbeit als Gutachter 
mit kritischen Anmerkungen begleiteten. Auch Wolfgang Hofmann bin ich 
für wichtige Hinweise verbunden. Dank gebührt der Deutschen For-
schungsgemeinschaft, die meine Forschungen überhaupt erst ermöglichte 
und auch die Drucklegung meiner Habilitationsschrift absicherte. Johannes 
Kunisch und dem Verlag Duncker & Humblot danke ich für die freund-
liche Aufnahme und Drucklegung in den Quellen und Forschungen zur 
Brandenburgischen und Preußischen Geschichte. Den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern der zahlreichen Archive und Bibliotheken, die mir den Weg 
zu den umfänglichen Quellen- und Literaturbeständen ebneten, sei ein 
herzliches Dankeschön ausgesprochen. Nicht zuletzt danke ich Harald 
Engler für manche offene Anteilnahme und freundschaftliche Aufmunte-
rung. 



VIII Vorwort 

Daß mir bei allem kritischen Bestreben nicht "um Kopf und Busen bang" 
wurde und ich mich nicht in "grillenhaften Stunden" verlor, verdanke ich 
meiner Frau, die mir stets hilfreich im "Meer des Irrtums" den Weg wies. 

Berlin, April 2003 Berthold Grzywatz 
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Einleitung 

Erkenntnisinteresse, Fragestellungen, 
Begriffe, Methode und Quellen 

1. 

Die Frage nach dem Verhältnis von Stadt, Bürgertum und Staat verweist 
auf den Zusammenhang lokaler Herrschaft und Verwaltung. Das 19. Jahr-
hundert hat in den Gemeinden einen Typus der körperschaftlichen Verwal-
tung geschaffen, welche die Gegenwart gemeinhin als kommunale Selbst-
verwaltung apostrophiert. Als unverzichtbarer Teil der Organisation des de-
mokratischen Rechtsstaates ist sie zwar nicht grundrechtlich normiert, aber 
institutionell garantiert. Die Existenz der Gemeinde als organisatorische 
Einheit im Staatsaufbau wird rechtlich ebenso gewährleistet wie dieser An-
spruch Schutz und Sicherung findet. Gegen eine Verletzung des Selbstver-
waltungsrechts ist die Möglichkeit der Verfassungsbeschwerde eröffnet. 
Gleichwohl besitzt die einzelne Gemeinde kein unantastbares Existenzrecht, 
sie bleibt nur institutionell, nicht individuell geschützt. I Das Grundgesetz 
der Bundesrepublik stellt wesentliche Grundmerkmale der kommunalen 
Selbstverwaltung durch ausdrückliche Normierung fest, indem für den Um-
fang des gemeindlichen Selbstverwaltungsrechts das Universalitäts- und Ei-
genverantwortlichkeitsprinzip entwickelt wird. 

Die Weimarer Reichsverfassung hatte die Selbstverwaltung der Gemein-
den und Gemeindeverbände zum Bestandteil der Grundrechte erklärt, ihren 
Rechtsgehalt freilich insofern eingeschränkt, als sie lediglich "innerhalb der 
Schranken der Gesetze" wirksam werden konnte. Obwohl die rechtliche 

I Zusammenfassend kann von einer institutionellen Rechtssubjektsgarantie der 
Gemeinden, einer objektiven Rechtsinstitutionsgarantie der gemeindlichen Selbstver-
waltung und einer subjektiven Rechtsstellungsgarantie zugunsten der Kommunen 
gesprochen werden. Reinhard Hendler, Selbstverwaltung als Ordnungsprinzip. Zur 
politischen Willensbildung und Entscheidung im demokratischen Verfassungsstaat 
der Industriegesellschaft, Köln u. a. 1984. Wemer Weber, Staats- und Selbstverwal-
tung in der Gegenwart (= Göttinger rechtswissenschaftliehe Studien, H. 9), 2Göttin-
gen 1967. Kritisch gegen den Begriff der institutionellen Garantie Franz-Ludwig 
Knemeyer, Die verfassungsrechtliche Gewährleistung des Selbstverwaltungsrechts 
der Gemeinden und Landkreise, in: Selbstverwaltung im Staat der Industriegesell-
schaft. Festgabe zum 70. Geburtstag von Georg Christoph Unruh, hrsg. von A. von 
Mutius (= Schriftenreihe des Lorenz-von-Stein-Instituts für Verwaltungswissenschaf-
ten Kiel, Bd. 4), Heidelberg 1983, S. 209-226, hier besonders S. 211-213. 
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Ausgestaltung der kommunalen Selbstverwaltung nicht ohne gesetzliche 
Grundlage erfolgen durfte und behördliche Eingriffe in das Selbstverwal-
tungsrecht eine gesetzliche Ermächtigung erforderten, hatte es den An-
schein, als wären der Bestand und die weitere Gestaltung der Selbstverwal-
tung unter die Dispositionsfähigkeit des Landesgesetzgebers gestellt. Erst 
die Lehre, daß durch Verfassungsnormen bestimmten Einrichtungen ein be-
sonderer Schutz zu gewähren war, die ihre wesentliche Umgestaltung oder 
die Beseitigung ihrer strukturgebenden Merkmale verhinderte, erfaßte die 
Stellung der Selbstverwaltung im Gebäude der Weimarer Verfassung und 
sah sie einer Norm verbunden, die eine institutionelle Garantie enthielt? 
Die Weimarer Republik hatte die Selbstverwaltung über den Rahmen lan-
desrechtlicher Regelungen hinaus im Reichsrecht festgelegt. Die Versuche, 
das Gemeinderecht auf nationaler Ebene zu vereinheitlichen, scheiterten in-
dessen allesamt. Nur auf Länderebene kam es zu Gesamtrevisionen der Ge-
meindeordnungen, die allerdings nur die süd- und mitteldeutschen Länder 
erfaßten, während Preußen von den Neuordnungen ausgenommen war.3 

In Preußen erhielt sich ebenso die überlieferte Rechtszersplitterung der 
kommunalen Selbstverwaltung wie die ältere Gemeindegesetzgebung. Sie 
war überwiegend im ersten Jahrzehnt der Nachrevolutionsperiode entstan-
den und blieb mit Ausnahme ihrer politischen Regelungen ohne wesent-
liche Änderungen bis in neuerer Zeit in Kraft. Die preußische Städteordnung 
von 1853, die der Liberalismus in polemischer Absicht nach dem ministe-
riellen Hauptvertreter der Reaktionszeit als "Westphälische Städteordnung" 
bezeichnete, überlebte selbst die Novemberrevolution. Erst zu Beginn der 
dreißiger Jahre, nach fast achtzigjähriger Geltungsdauer, wurde sie zunächst 
durch die Krisenverordnungen eingeschränkt und wenig später Mitte 
Dezember 1933 durch das Preußische Gemeindeverfassungsgesetz sowie 
das gleichzeitig erlassene Gemeindefinanzgesetz abgelöst. Die neue Kom-
munalordnung war keineswegs ein genuines Werk des NS-Regimes, son-
dern vielmehr "ein technisch auf der bisherigen Gesetzgebung aufbauendes, 
von staatsautoritärem Geist geprägtes und von der Ministerialbürokratie 

2 Carl Schmitt, Verfassungslehre, München-Leipzig 1928, S. 170 ff. Dazu auch 
Fritz Stier-Somlo, Das Grundrecht der kommunalen Selbstverwaltung unter beson-
derer Berücksichtigung des Eingemeindungsrechts, in: AöR, 56. Jg. (1929), S. 1-93. 

3 Zur Geschichte der kommunalen Selbstverwaltung in der Weimarer Republik 
vgl. Otto Gönnenwein, Gemeinderecht, Tübingen 1963, S. 17-22. Hans Herzfeld, 
Demokratie und Selbstverwaltung in der Weimarer Epoche (= Schriftenreihe des 
Vereins zur Pflege kommunalwissenschaftlicher Aufgaben e. V., Berlin, Bd. 2), 
Stuttgart 1957. Dieter Rebentisch, Die Selbstverwaltung in der Weimarer Zeit, in: 
HBdkWuP, hrsg. von G. Püttner, Bd. 1, Grundlagen, 2Berlin u.a. 1982, S. 86-100. 
Kurt G.A. Jeserich, Kommunalverwaltung und Kommunalpolitik, in: Deutsche Ver-
waltungsgeschichte, Bd. 4, Das Reich der Republik und in der Zeit des Nationalso-
zialismus, hrsg. von dems./H.Pohl/G.-Ch. von Unruh, Stuttgart 1985, S. 488-524. 
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getragenes politisches Konzept",4 das man durch nicht unerhebliche Zu-
geständnisse an das NS-Regime abzusichern gesucht hatte. 

Die im 19. Jahrhundert von der kommunalen Selbstverwaltung vorge-
zeichneten Bahnen strahlten demnach bis in die jüngere Vergangenheit aus, 
und dies nicht nur in Form einer Kontinuitätslinie, die Gemeindeautonomie 
gegen staatliche Ansprüche behauptete sowie das Verhältnis von Staat und 
Gemeinde in einem Dualismus sah, sondern auch in der Funktion örtlicher 
Verwaltungstätigkeit, Aufgaben und unterschiedliche Wirkungskreise zu 
konzentrieren und im Interesse gesellschaftlicher Subsistenz bedürfnisse aus-
zuführen. In der Demokratie hat sich, trotz der rechtlich aufrecht erhaltenen 
Unterscheidung zwischen eigenem und übertragenem Wirkungskreis, die 
Auffassung durchgesetzt, daß die Gemeinde zunächst der ausschließliche 
und eigentliche Träger der öffentlichen Verwaltung ist. Die Verschränkung 
von freiwilligen Aufgaben der Gemeinden, gesetzlichen Pflichtaufgaben, 
gesetzlich verbindlichen temporären Hilfsleistungen und jenen Auftragsan-
gelegenheiten, welche die kommunale Selbstverwaltung regelmäßig für den 
Staat und andere Körperschaften des öffentlichen Rechts erledigt, hat zu 
einer Art Mischverwaltung geführt, die es kaum mehr erlaubt, von einem 
praktischen Nebeneinander der verschiedenen Wirkungskreise auszugehen.5 

Die weithin anerkannte Theorie von der Allzuständigkeit der Gemeinden 
verfestigt zunehmend ihr Eingehen in die Staatsverwaltung, in dessen Folge 
Gemeindeexekutive und Staatsaufsicht zu Ungunsten sowohl der Teilhabe 
bürgerschaftlicher Vertretungen als auch der kommunalen Eigeninitiative 
näher zusammenrücken. 

Die verfassungsrechtliche Diskussion sah in diesem Prozeß die Tendenz 
eines materiellen Entörtlichungsprozesses traditioneller Gemeindeaufgaben 
oder einer Auflösung der örtlichen Gemeinschaft durch funktionsgesell-
schaftliche Lebensformen angelegt, die zu einem Plädoyer für eine Neukon-
zeption der kommunalen Selbstverwaltung herausforderten.6 Der Prozeß 

4 Horst Matzerath, Nationalsozialismus und kommunale Selbstverwaltung (= 
Schriftenreihe des Vereins für Kommunalwissenschaften e. V., Bd. 29), Stuttgart 
u.a. 1970, S. 125. Siehe auch Albert von Mutius, Kommunalverwaltung und Kom-
munalpolitik, in: Deutsche Verwaltungsgeschichte, Bd. 4, S. 227-264. 

5 Thomas Ellwein, Das Regierungssystem der Bundesrepublik Deutschland, Opla-
den 1973, S. 46-59. 

6 Joachim Burmeister, Verfassungstheoretische Neukonzeption der kommunalen 
Selbstverwaltungsgarantie (= Studien zum öffentlichen Recht und zur Verwaltungs-
lehre, Bd. 19), München 1977. Siehe auch die Thesen und Beiträge zur Gewährlei-
stung des Handlungs- und Entfaltungsspielraums der kommunalen Selbstverwaltung 
auf dem 53. Deutschen Juristentag. Verhandlungen des 53. Deutschen Juristentages, 
Berlin 1980, hrsg. von der ständigen Deputation des Deutschen Juristentages, 2 Bde., 
München 1980. Hier insbesondere das Referat von Raimund Wimmer, Stellung 
der Kommunen im Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit, a. a. 0., Bd. 2, 


